
schiedenen gesellschaftlichen Bereichen vertraut, in­
dem er sowohl Berichte und Informationen der Ver­
treter staatlicher Organe und gesellschaftlicher Organi­
sationen als auch Untersuchungsberichte der Abteilung 
Rechtspropaganda und Rechtserziehung der Bürger ent­
gegennahm und erörterte. Er beschäftigte sich insbeson­
dere mit der Rechtspropaganda in der Presse, im Rund­
funk und im Fernsehen, mit der Rechtserziehung durch 
Bildungs- und Kultureinrichtungen und deren Zusam­
menarbeit mit den juristischen Einrichtungen. Zu Pro­
blemen der Rechtserziehung der Jugend, die wiederholt 
Gegenstand der Erörterung im Rat waren, wurden 
Empfehlungen an die jeweils verantwortlichen Organe 
und Einrichtungen beschlossen. Ein bedeutsames Er­
gebnis der Tätigkeit des Rates ist die Ausarbeitung 
und Bestätigung eines Perspektivplanes für die Ent­
wicklung der Rechtspropaganda in der UdSSR. 
Inzwischen haben auch die koordinierend-methodischen 
Räte bei den Justizabteilungen der Exekutivkomitees 
der Kreise und Gebiete ihre Arbeit aufgenommen. So 
hat z. B. der Rat bei der Justizabteilung des Orenburger 
Exekutivkomitees einen Plan der Rechtspropaganda für 
zwei Jahre ausgearbeitet. Im Mai und Juni 1972 führten 
die Mitglieder des Rates in Betrieben und Einrichtun­
gen Untersuchungen zum Stand der Rechtserziehung 
und Rechtspropaganda durch und werteten die besten 
Erfahrungen aus. Der Rat beschäftigte sich mit der 
Rechtserziehung der Jugend und führte mit den Leh­
rern der Mittel- und Berufsschulen und der Technika 
spezielle Seminare durch, um sie auf den fakultativen 
Unterricht und die außerunterrichtliche Beschäftigung 
mit den Fragen des sowjetischen Rechts vorzubereiten. 
Mitglieder des Rates beteiligten sich an der Erörterung 
von Problemen der Rechtserziehung der Jugend in einer 
Plenarsitzung des Orenburger Gebietskomitees des 
Komsomol und organisierten Seminare für die Lektoren 
der Volksuniversitäten für Rechtskunde./12/
Ihrer staatsrechtlichen Stellung nach sind die koordi­
nierend-methodischen Räte Beratungsorgane der jewei­
ligen Justizorgane. Ihre Beschlüsse sind deshalb keine 
für andere Organe verbindlichen Entscheidungen, son­
dern Empfehlungen, die erst nach Bestätigung durch 
die jeweiligen Leitungsorgane verwirklicht werden. Die 
Arbeit der Räte stellt somit keine Einmischung in die 
eigenverantwortlich zu gestaltende Rechtspropaganda 
der staatlichen Organe und gesellschaftlichen Organi­
sationen dar. Gleichwohl haben die Empfehlungen der 
Räte methodisch und inhaltlich richtungweisenden Cha­
rakter, da sie auf sorgfältigen Analysen, Unter­
suchungsergebnissen und anderen Informationen be­
ruhen, gute Erfahrungen in der Rechtspropaganda ver­
allgemeinern und Wege zur Überwindung von Mängeln 
weisen. Mit der. Tätigkeit der Räte für Rechtspropa­
ganda soll darauf hingewirkt werden, daß ein ganzes 
System der Rechtserziehung der Bevölkerung geschaf­
fen und jede Zweigleisigkeit der verschiedenen ideolo­
gischen Institutionen dabei vermieden wird./13/
Es ist charakteristisch, daß sich die Sowjets der Depu­
tierten der Werktätigen und ihre Exekutivkomitees in 
den Rayons und Städten den Fragen der Organisation 
der Rechtserziehung und Rechtspropaganda in ihrem 
Verantwortungsbereich stärker zuwenden als früher. So 
erörterten z. B. im Jahre 1971 die Rayonsowjets in der 
Estnischen und in der Moldauischen SSR — gestützt auf 
Informationen der Gerichte und der Staatsanwaltschaf­
ten — Probleme der Rechtserziehung. Besondere Initia­
tive entwickelten auch die Rayonsowjets der Stadt 
Moskau./14/

1121 Vgl. Nossow / Lissizyn, ..Koordinier end-met ho di scher Kat 
für Rechtspropaganda“, Sowjetjustiz 1972, Heft 22, S. 14 (russ.). 
,13/ Vgl. Terebilow, „Die Rechtspropaganda — ein wichtiger 
Bestandteil der kommunistischen Erziehung der Sowjetbür­
ger“, NJ 1973 S. 235«. (237).

Die Verantwortung der Juristen für
die Rechtserziehung und Rechtspropaganda

In den letzten Jahren wurden die sowjetischen Juristen 
wiederholt darauf hingewiesen, die Rechtspropaganda 
als eine wichtige dienstliche Verpflichtung anzusehen 
und danach zu streben, die sowjetischen Gesetze lebens­
verbunden und politisch überzeugend zu erläutern. Ver­
bindliche Leitungsdokumente sind die Anweisung des 
Ministers der Justiz der UdSSR vom 15. April 1971 
„Über die Aufgaben der Organe der Justiz und der 
Gerichte bei der Verbesserung der Rechtspropaganda 
und Rechtserziehung der Bürger“ und der Brief des 
Generalstaatsanwalts der UdSSR vom 13. August 1971 
„Über Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeit der 
Organe der Staatsanwaltschaft bei der Rechtserziehung 
und Rechtspropaganda der Bevölkerung“.
Der Generalstaatsanwalt der UdSSR hatte bereits früher 
die Aufmerksamkeit der Staatsanwälte darauf gelenkt, 
den Werktätigen das sowjetische Recht zu erläutern. 
So hat er bereits 1951 in seiner Weisung „Über die 
juristische Unterstützung der Kolchosen und die Ver­
stärkung der Rechtspropaganda zu Fragen der Kolchos­
ordnung“ gefordert, in breitem Umfange das Kolchos­
recht zu erläutern. In der Anweisung „Über Maßnah­
men zur Verbesserung der Arbeit der Organe der 
Staatsanwaltschaft in der Allgemeinen Aufsicht“ (1964) 
wurde darauf hingewiesen, stärker die Ergebnisse aus 
der Allgemeinen Aufsicht über die strikte Einhaltung 
der Gesetzlichkeit unmittelbar in den Arbeitskollek­
tiven zu erörtern./15/
Einen wichtigen Platz in der rechtserzieherischen und 
rechtspropagandistischen Tätigkeit der Gerichte nehmen 
die auswärtigen Gerichtsverhandlungen unmittelbar in 
Betrieben, auf Baustellen, in Kolchosen und in Wohn­
gebieten ein. Gegenwärtig wird in der RSFSR fast jedes 
fünfte Verfahren außerhalb des Gerichtsgebäudes ver- 
handelt./16/ Auf diese Weise wird die wiederholt erho­
bene Forderung verwirklicht, die Tribüne des Gerichts 
maximal zur Rechtserziehung und Rechtspropaganda zu 
nutzen./17/
Eine weitere Form der Rechtspropaganda stellen die 
Rechenschaftsberichte der Richter vor der Bevölkerung 
sowie die Informationen von Staatsanwälten, Unter­
suchungsführern und Mitarbeitern der Organe für in­
nere Angelegenheiten in den Kollektiven der Werk­
tätigen über den Stand der Gesetzlichkeit im jeweiligen 
Bereich und die Auswertung begangener Straftaten 
dar.
Grundlage der Rechtspropaganda vieler Richter und 
Staatsanwälte sind Analysen der Rechtsprechung, ein­
zelne Straf- und Zivilverfahren, Materialien der All­
gemeinen Aufsicht sowie Hinweise und Beschwerden 
der Bürger. Typische Mängel bei der Anwendung des 
Wohnungs-, Arbeits-, Kolchos- und Familienrechts wer­
den in Gesprächen, Frage-Antwort-Abenden, Diskus­
sionsrunden sowie in Presse, Rundfunk und Fernsehen 
erläutert.
Inhaltlich ist die Rechtspropaganda der Richter, Staats­
anwälte, Untersuchungsführer, Rechtsanwälte/18/ und 
der Mitarbeiter der Organe für innere Angelegenheiten

/14/ vgl. UsUmenko, „Die Arbeit der örtlichen Sowjets in Mos­
kau bei der Rechtserziehung der Werktätigen“, Sowjetjustiz 
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/15/ Einen Überblick über die Entwicklung der Rechtspropa­
ganda der sowjetischen Staatsanwaltschaft geben Pawlitschew/ 
Saposhnikow in: Auf der Wacht für die sowjetischen Gesetze, 
Moskau 1972, S. 393 «., insb. 404 ff. (russ.).
/16/ Vgl. Mishenin, „Die Achtung vor dem Gesetz muß anerzo­
gen werden“, Sowjetjustiz 1972, Heft5, S. 3«. -4— (russ.).
/IT/ Vgl. Nifontow, „Rechtspropaganda — Aufgabe der Juri­
sten“, Sowjetjustiz 1971, Heft22. S. 16 (russ.).
/13/ Vgl. Malew, „Tätigkeit der Rechtsanwaltschaft bei der 
Rechtserziehung der Bevölkerung“, Sowjetjustiz 1971, Heft 16, 
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